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1 VERFAHREN 

1.1 Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Maudach gem. § 75 (2) GemO 
am 

28/08/2012 
und 

22/03/2018 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 10/12/2012 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im 
Amtsblatt 85/2012 am 

21/12/2012 

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit (gem. § 13a (2) i.V. 
mit § 13 (2), Nr. 2 BauGB) im Zeitraum vom 

07/01/2013 
bis 

18/01/2013 

Ergänzung des Bebauungsplanaufstellungsbeschlusses vom 
10/12/2012 und Offenlagebeschluss am  

07/04/2014 

Ortsübliche Bekanntmachung des ergänzenden Aufstellungsbe-
schlusses im Amtsblatt 30/2014 am 

02/05/2014 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange (gem. § 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 

04/07/2018 

Information des Ortsbeirats vor Offenlage 
22/03/2018 

und 
20/09/2018 

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt 
61/2018 am 

31/10/2018 

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 
12/11/2018 

Bis 
12/12/2018 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange (gem. § 4a (3) BauGB) mit Schreiben vom 

05/11/2019 

Information des Ortsbeirats vor Satzungsbeschluss 13/02/2019 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

 
 
 
1.2 Anmerkungen zum Verfahren  

Der Bebauungsplan Nr. 535 h „Westlich Kurzweil“ dient der Innenentwicklung im Sinne von  
§ 13a BauGB. Da die durch den Geltungsbereich des Bebauungsplans abgedeckte Fläche mit 
weniger als 9.000 m² unterhalb der im § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB festgelegten Grenze von  
20.000 m² liegt und auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 
7.b BauGB genannten Schutzgüter bestehen, kann das beschleunigte Verfahren nach  
§ 13a BauGB angewendet werden. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen können so-
mit die Verfahrenserleichterungen nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 
BauGB in Anspruch genommen werden. Eine Umweltprüfung ist nicht erforderlich auf die früh-
zeitigen Beteiligungsschritte nach § 3, Abs.1 und § 4, Abs. 1 BauGB wurde verzichtet. Die Öf-
fentlichkeit hatte davon unabhängig die Möglichkeit, sich vom 07/01/2013 bis zum 18/01/2013 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung zu informieren, sich über die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten zu lassen und sich zur Planung zu äußern.  
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2 ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen  

Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786) 

Planzeichenverordnung 
(PlanZV) 
vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 
(BGBl. I S. 1057 (Nr. 25) 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 

vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998 S. 502), 
zuletzt geändert durch Art. 3 der Verordnung vom 27.09.2017 
(BGBl. I S. 3465) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) 
vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554), 
zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 4 der Verordnung vom 
27.09.2017 (BGBl. I S. 3465) 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.09.2017 
(BGBl. I S. 3434 (Nr. 64)) 

Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 
1274), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
18.07.2017 (BGBl. I S. 2771 (Nr. 52)) 

Baugesetzbuch 
(BauGB) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
08.09.2017 (BGBl. I S. 3370). 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254) 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und 
Sicherung der umweltverträglichen Bewirt-
schaftung von Abfällen 
(KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808 (Nr. 52)). 

Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) 
vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), 
Inhaltsübersicht geändert, § 25b eingefügt durch Art. 3 des Geset-
zes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 245) 

Gemeindeordnung 
(GemO) 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 
§ 45 zuletzt geändert durch Art. 37 des Gesetzes vom 19.12.2018 
(GVBl. S. 448) 

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKrWG) 
vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459), 
§§ 9 und 18 geändert sowie § 13a neu eingefügt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 469) 

Landesbauordnung 
(LBauO) 
vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1), 
mehrfach geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.06.2015 
(GVBl. S. 77) 

Landeswassergesetz 
(LWG) 
vom 14.07.2015 (GVBl. 2015, 127),  
§§ 43, 85 und 119 geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
27.03.2018 (GVBl. S. 55,57) 

Landesbodenschutzgesetz 
(LBodSchG) 
vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), 
§ 12 geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 19.12.2018 
(GVBl. S. 448) 

Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) 
vom 06.10.2015 (GVBl. S. 283), 
§ 36 geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.12.2016 
(GVBl. S. 583) 
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2.2 Geltungsbereich 

Zunächst wurde der Aufstellungsbeschluss für den aus unten stehendem Lageplan Nr. 1 er-
sichtlichen Geltungsbereich gefasst: 
 

      
Lageplan Nr. 1       
 
Es hat sich im Verlauf der Planung jedoch gezeigt, dass es für den Bereich der Kirche selbst, 
aber auch für Teile des benachbarten Kirchengrundstücks keinen planerischen Handlungsbe-
darf gibt. Aus diesem Grund werden diese Bereiche aus dem Geltungsbereich herausgenom-
men (schattierter Teilbereich). Das gleiche gilt für einen kleinen Teil im Südosten des bisherigen 
Geltungsbereichs. Es handelt sich hier um die östlich der Kurzweil angeordneten Senkrecht-
parkstände (Oval). Auch hier sollen keine planerischen Ziele formuliert werden.  
  

535 h 
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Der verkleinerte Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt östlich des Geländes der St.- Mi-
chael - Kirche und südlich des Brühlgrabens. Er wird begrenzt: 
 
Im Norden durch das Flurstück Nr. 2185 
Im Osten durch die Straße „Kurzweil“ 
Im Süden durch die Maudacher Straße 
Im Westen durch die Flurstücke 13/1, 5, 3/4, 1/6, 269/36 und 269/38. Im Übrigen durch die in  

Lageplan Nr. 2 ersichtliche westliche Geltungsbereichsgrenze, die über Kirchen-
gelände verläuft. 

 
Verkleinerter Geltungsbereich 

 
 
Lageplan Nr:2 
 
 
 
 

535 h 
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2.3 Quellenverzeichnis 

[1] Gesamtbelastung Stadt Ludwigshafen (Analysenullfall / Prognosenullfall), Durth Roos Con-
sulting GmbH, August 2015  
[2] Landesverordnung über das Landesentwicklungsprogramm vom 14.10.2008 (LEP IV) 
[3] Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar (Hrsg. Verband Region Rhein-Neckar) 
[4] Flächennutzungsplan `99 der Stadt Ludwigshafen am Rhein 
[5] Schalltechnische Untersuchung im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im 
Bereich Maudacher Straße / Im Kurzen Winkel im Stadtteil Maudach in Ludwigshafen, Werner 
Genest und Partner Ingenieurgesellschaft mbH, Ludwigshafen 16.01.2017 
 
 

3 PLANUNGSANLASS, - ZIELE UND - GRUNDSÄTZE 

3.1 Planungsanlass/städtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB 

Bereits am 07.10.1996 wurde vom Stadtrat die Aufstellung eines Bebauungsplans für den Orts-
kern von Maudach beschlossen (Nr. 535 „Am Schloss“). Aufgrund der Größe des Plangebietes 
und in Anbetracht der komplexen Aufgabenstellungen wurden in der Folge für einzelne Teilbe-
reiche des Geltungsbereichs konkretisierende Bebauungsplanverfahren durchgeführt und die 
entsprechenden Teilbebauungspläne zur Rechtskraft gebracht. Entsprechend soll nun der Be-
bauungsplan 535 h für den Bereich westlich der Kurzweil zur Rechtskraft gebracht werden. Der 
Geltungsbereich Nr. 535 h liegt derzeit im unbeplanten Innenbereich, in dem § 34 BauGB An-
wendung findet. 
 
 
Plangebiet als Teil des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes  
Nr. 535 „Ortskern Maudach“ 
 

 
  

B-Plan 535 

„Ortskern Maudach“ 

535 h 
„Westlich Kurz-
weil“ 
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Plangebiet 535 h mit den umgebenden rechtskräftigen Bebauungsplänen 
 

 Nr. 535a „Südlich der Kirche“ 

 Nr. 535b „Nördlich der Von-Sturmfeder-Straße“  

 Nr. 535e „Östlich der Pfarrgasse“ 

 Nr. 535f „Wohnen am Schloss 

 Nr. 535i „Wohnen am Schloss – Verkehrsfläche“ 
 
 

 
 
Anlass für das angestrebte Bebauungsplanverfahren 535 h sind zum einen vereinzelt vorhan-
dene Potenziale zur maßvollen Nachverdichtung. Zum anderen wird für die im Süden des Plan-
gebiets liegende, nicht mehr betriebene Hofstelle eine Nachnutzung gefunden werden müssen. 
Hier ist darauf zu achten, dass diese Nachnutzung mit den umliegenden vorhandenen Nutzun-
gen, insbesondere auch der Wohnnutzung in Einklang zu bringen ist, ohne aber verträgliche 
Entwicklungsmöglichkeiten auszuschließen. Gleichzeitig soll bei Abgang bestehender Gebäude 
an der  Maudacher Straße die straßenraumbegrenzende Neubebauung um 1 m nach Norden 
„versetzt“ werden. So sollen die Voraussetzungen für die Herstellung breiterer Gehwege ge-
schaffen werden. Da die Steuerungsmöglichkeiten auf der Grundlage des § 34 BauGB begrenzt 
sind, wird der Bebauungsplan aufgestellt. Der Stadtrat hat den Aufstellungsbeschluss zum Be-
bauungsplan Nr. 535 h „Westlich Kurzweil“ am 10.12.2012 gefasst. 
 
3.2 Planungsziele und –grundsätze 

 Vorhandene Situation 
Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Maudach und liegt westlich der Straße „Kurzweil“ und 
östlich der St. – Michael – Kirche. Im Süden wird es von der Maudacher Straße im Norden 
durch den Brühlgraben begrenzt.  
Die in einer Denkmalzone liegende Kirche und die Kirchenflächen bilden zusammen mit dem 
ebenfalls unter Denkmalschutz stehenden Maudacher Schloss, das westlich vom Plangebiet 
liegt, das historische Zentrum des Stadtteils.  
Die östlich an den Kirchhof angrenzende Fläche stellt den topographischen Übergang vom his-

535 h 
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torischen, auf der Hochterrasse gelegenen Altort hinunter zum tiefergelegenen Landschafts-
raum „Maudacher Bruch“ dar.  
 
Im Süden des Plangebiets liegt das derzeit nicht mehr landwirtschaftlich genutzte Anwesen 
Maudacher Straße 440. Auffällig ist sein Vorderhaus mit seiner rotbraunen Backstein-
Klinkerfassade, die man andernorts im Maudacher Ortsbild stellenweise noch findet.  
Östlich davon an der Straßenecke zur Kurzweil liegt ein öffentlicher  Parkplatz, der als solcher 
für die Unterbringung des ruhenden Verkehrs auch künftig benötigt wird. 
Entlang der westlichen Seite der Kurzweil schließen sich in Richtung Norden die ehemaligen 
landwirtschaftlichen Nebenanlagen und eine private Garagenanlage an. Es folgen dann aus-
schließlich Wohngebäude. Mit den privaten Grünflächen beginnt der abfallende Übergang in 
das Landschaftsschutzgebiet „Maudacher Bruch“.  
 
Im Plangebiet liegen in unterschiedlichen Tiefen mehrere Abwasserkanäle, die in Teilen von 
baulichen Anlagen überdeckt sind.  
 

 Städtebauliche Konzeption 
Die Flächen im Plangebiet sollen überwiegend der Wohnnutzung dienen, wobei auch anderwei-
tige, das Wohnen nicht störende Nutzungen in begrenzter Weise möglich sein können (Allge-
meines Wohngebiet). Angestrebt wird eine nur maßvolle Nachverdichtung im nördlichen Teil 
des Geltungsbereichs. Im Bereich der Hofstelle, die derzeit zu nahezu 100% versiegelt ist, soll 
langfristig eine Entsiegelung angestrebt und eine Verdichtung von maximal 0,6 bzw. 0,7 der 
Grundstücksfläche durch Haupt- und Nebenanlagen erreicht werden. Die Höhen leiten sich aus 
der Umgebungsbebauung bzw. den Festsetzungen der rechtskräftigen Bebauungspläne in der 
Nachbarschaft ab. An der Maudacher Straße sollen neue Baukörper so positioniert werden, 
dass die klassische Haus-Hof-Bauweise mit straßenrandständigen Gebäuden und entspre-
chender Kubatur ablesbar bleibt. Dabei sollen Neubauten um 1 m gegenüber der jetzigen Stra-
ßenkante nach Norden versetzt werden, um breitere Gehwege herstellen zu können. 
Um Parkdruck aus dem öffentlichen Raum zu nehmen bzw. den Parkdruck nicht weiter zu er-
höhen, sind mindestens zwei Stellplätze pro Wohneinheit herzustellen.  
Im Bebauungsplan 535 a „Südlich der Kirche“ sind bereits private Grünflächen/Gartenflächen 
festgesetzt. Diese sollen durch die Festsetzung der von Bebauung freizuhaltenden privaten 
Grünflächen/Gartenflächen im Geltungsbereich Nr. 535 h mit dem Naturraum Maudacher Bruch 
verbunden werden.  
 
Im Geltungsbereich werden die grundsätzlichen Planungsziele für drei Teilbereiche konkreti-
siert: 
 
Bereich A an der Maudacher Straße (entlang öffentlichem Parkplatz) – WA 1  
Entlang der Straße soll die ortstypische, straßenrand- und giebelständige Bebauung durch 
schmale, II-geschossige Baukörper aufgegriffen werden. In zweiter Reihe ist die Errichtung ei-
nes traufständigen weiteren Gebäudes vorstellbar. Die zukünftig vorherrschende Nutzung soll 
das Wohnen sein. Ausnahmsweise zulässig sollen neben dem Wohnen aber auch das Wohnen 
nicht störende andere Nutzungen sein. Da in Maudach Nachfrage nach Wohnraum besteht, 
eröffnet die hin zum Wohnen orientierte Zielsetzung gute Möglichkeiten, den ehemaligen land-
wirtschaftlichen Betrieb in anderer Form zu nutzen. Gleichzeitig werden zukünftige Nutzungs-
konflikte mit der vorhandenen, benachbarten Wohnnutzung vermieden. Beim Abgang beste-
hender Gebäude soll im Rahmen von Neubaumaßnahmen die straßenbegleitende Baulinie um 
1 m nach Norden versetzt werden, um breitere Gehweg zu ermöglichen. 
 
Bereich B (westlich Kurzweil) – Wohngebiet 1.1 und 1.2 und private Grünfläche 
Im nördlichen Teil der heutigen Hofstelle verlaufen Abwasserkanäle. Dementsprechend werden 
Leitungsrechte festgesetzt. Genehmigte bauliche Anlagen, die bereits heute auf der Kanaltras-
se liegen genießen Bestandsschutz. Darüber hinaus sind jedoch zukünftig die Kanal-trassen 
von jeglicher Bebauung und tiefwurzelnder Bepflanzung freizuhalten. 
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In Höhe der heutigen Privatgaragen (in WA 1.1) ist die Errichtung eines weiteren Baukörpers 
denkbar. Für die sich nördlich anschließende bestehende Wohnbebauung sind nur geringe Er-
weiterungsmöglichkeiten vorgesehen. Die großzügigen privaten Gärten sind als solche zu er-
halten, eine Nachverdichtung ist nicht vorgesehen. Ein Teilbereich soll als private Grünfläche 
dauerhaft gesichert werden. 
 
Bereich C (entlang des Brühlgrabens) – Wohngebiet 2 und private Grünflächen 
Bestehende genehmigte Hauptgebäude, Garagen und Nebengebäude genießen Bestand-
schutz.  
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit geringfügige Veränderungen/Erweiterungen  
des Bestandes vorzunehmen bzw. ein weiteres Gebäude westlich der heutigen Bebauung zu  
errichten. Neubauten sind als freistehende Einzel- oder Doppelhäuser zu  
errichten. Die Bauweise, Traufhöhe, Dachform und Dachneigung ergibt sich aus dem  
vorhandenen Bestand. Zwischen den Gebäuden und dem Brühlgraben sollen die privaten  
Grünflächen von Bebauung freigehalten und dauerhaft gesichert werden. 
 

 
  

C 

A 

B 
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 Verkehrliche Erschließung 
Sie erfolgt weiterhin über die bestehende Maudacher Straße bzw. Kurzweil.  
Der bestehende öffentliche Parkplatz an der Kurzweil bleibt erhalten. Die Erschließung von Hin-
terliegern, die über private Flächen an die öffentliche Erschließung angebunden werden müs-
sen, ist öffentlich – rechtlich zu sichern. 
 

 Ver- und Entsorgung 
Entsprechende Leitungen sind in beiden Straßen vorhanden. Neu entstehendes Bauland in WA 
2 (ohne direkte Lage an öffentlichen Verkehrswegen) muss über private Leitungen (Ver- und 
Entsorgung) an das öffentliche Netz (hier insbesondere Kanalnetz in WA 2) angeschlossen 
werden. Die Kosten hierfür sind von den privaten Bauherren der neu anzuschließenden Grund-
stücke zu tragen. Die dauerhafte Ver-/Entsorgung ist mit Hilfe von Grunddienstbarkeit oder Bau-
last zu sichern. Die Technischen Werke Ludwigshafen (TWL) unterhalten im Geltungsbereich 
eine Ortsnetztrafostation zur Versorgung der näheren Umgebung. Sie ist zu erhalten. 
 

 Immissionsschutz 
Das Plangebiet liegt an einer stark befahrenen Durchfahrtsstraße (Maudacher Straße).  
Untersuchungen in unmittelbarer Nachbarschaft haben gezeigt, dass mit erhöhten Verkehrs-
lärmimmissionen zu rechnen ist und Überschreitungen der einschlägigen Orientierungswerte 
erwartet werden müssen. Aus diesem Grund sind Festsetzungen zum Schallschutz zu treffen. 
(s. hierzu 5.1.10) 
 

 Umweltverträglichkeit 
Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innentwicklung. Eine förmliche Umweltprüfung 
und ein Umweltbericht sind nicht erforderlich. Eventuelle Eingriffe gelten gemäß § 13 a i.V. mit  
§ 13 BauGB als bereits erfolgt und müssen nicht ausgeglichen werden. Ein Ausgleichserforder-
nis besteht nicht. Der Bebauungsplan ermöglicht Nutzungsdichten, die nicht über das bisher 
zulässige Maß hinausgehen. Im Bereich der Hofstelle soll die zur Zeit 100%-Versiegelung auf 
60% bzw. 70% zurückgeführt werden. Hin zum Brühlgraben werden zudem durch die Festset-
zung privater Grünflächen dauerhaft Freiflächen gesichert.  
 
 

4 VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

4.1 Regional- und Landesplanung  

Die Stadt Ludwigshafen wird im LEP IV [2] den hochverdichteten Räumen zugeordnet und als 
Oberzentrum eingestuft bzw. als oberzentraler Entwicklungsschwerpunkt im Zusammenhang 
mit der Metropolregion Rhein-Neckar dargestellt. Als hochverdichteter Raum zeichnet sich die 
Stadt durch eine sehr hohe Bevölkerungsdichte sowie ein hohes Angebot an Wohn- und Ar-
beitsstätten, Versorgungseinrichtungen und Verkehrsverknüpfungen aus. Eine der oberzentra-
len Aufgaben ist die Sicherung der Wohnraumversorgung, wobei der Innenentwicklung gegen-
über der Neuausweisung von Bauflächen im Außenbereich Vorrang einzuräumen ist. 
 
Im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar [3] und den dazu gehörenden Karten ist der ge-
samte Bereich als Siedlungsfläche 'Wohnen' - Bestand - dargestellt. Er grenzt nördlich an einen 
Regionalen Grünzug, der von der Planung jedoch nicht betroffen ist.  
 
Die Planung steht mit den Zielen der Regional- und Landesplanung in Einklang.  
 
4.2 Flächennutzungsplanung 

Der geltende Flächennutzungsplan [4] stellt im übergroßen Teil des Geltungsbereichs Wohn-
baufläche dar. Im Südwesten des Geltungsbereichs, dort wo sich die nicht mehr betriebene 
Hofstelle befindet ist in einem kleinen Teilbereich gemischte Baufläche dargestellt. Im Gel-
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tungsbereich wird Allgemeines Wohngebiet festgesetzt, wobei die Möglichkeiten des § 1, Abs. 5 
BauNVO genutzt werden. Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
4.3 Informelle Planungen  

Grundlage für alle Bebauungspläne im Ortszentrum ist eine ab dem Jahr 1999 erarbeitete 
Rahmenplanung für das Gebiet zwischen Riedstraße, Breite Straße und südlich der St.-
Michael-Kirche. Ergänzt wurden die Überlegungen durch eine speziell für den Bereich westlich 
Kurzweil erstellte Rahmenplanung, die dem Ortsbeirat im August 2012 vorgestellt wurde. 
 
 

5 BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

 
5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Im Süden des Geltungsbereichs befindet sich ein nicht mehr betriebener landwirtschaftlicher 
Hof. Es müssen Folgenutzungen gefunden werden, die sowohl die nördlich bestehende Wohn-
nutzung berücksichtigen, aber auch die Verwertungsmöglichkeiten der Hofstelle nicht in unzu-
mutbarer Weise einschränken.  
 
Da in Maudach insbesondere Nachfrage nach Wohnraum besteht werden im Geltungsbereich 
Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Bestimmte, vom Wohnen abweichende Nutzungen sollen 
in Ausnahmefällen zugelassen werden, wenn sie das Wohnen nicht stören.  
 
Nicht zulässig sind solche Nutzungen, bei denen davon auszugehen ist, dass vorhandene und 
künftige Wohnnutzungen übermäßig beeinträchtigt werden könnten. (z.B. dann, wenn mit er-
höhtem Publikumsverkehr und damit verbundenem Verkehrsaufkommen zu rechnen ist.) 
 
5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Es werden maximal zulässige Grundflächen pro Hauptanlage (WA 1.1,1.2 und WA 2) bzw. je 
Baufenster (WA 1) festgesetzt. Damit werden unabhängig von der Grundstücksfläche Hausgrö-
ßen auf ein bestimmtes Maß beschränkt. Dies stellt sicher, dass keine zu großen Gebäude ent-
stehen, die das Ortsbild stören könnten. Da die Baufenster in WA 1 im Hinblick auf flexible Be-
bauungsmöglichkeiten großzügig festgelegt wurden, wird die zulässige GR hier konkret je Bau-
fenster festgesetzt. So soll verhindert werden, dass bei Errichtung mehrerer Hauptanlagen in-
nerhalb des Baufensters die angestrebte maximale Grundläche durch diese Anlagen in Summe 
überschritten wird. 
Um außerdem eine übermäßige Versieglung auf den einzelnen Grundstücken zu vermeiden, 
wird die zulässige Gesamtversiegelung durch Haupt- und Nebenanalgen in WA 1.1 und WA 1.2 
auf 0,6 der Grundstücksfläche begrenzt. In WA 1 und in WA 2 ist eine Gesamtversiegelung von 
0,7 zulässig. Die Festsetzung der unterschiedlichen zulässigen Gesamtversiegelung (0,6/0,7) 
begründet sich wie folgt: In WA 1 bedingt die zwingend festgesetzte Straßenrandbebauung, 
dass notwendige Stellplätze voraussichtlich tiefer im Grundstück liegen, so dass längere An-
fahrtswege zu diesen Stellplätzen wahrscheinlich sind. Zudem ist direkt an der Maudacher 
Straße aufgrund der bestehenden Verkehrslärmbelastung eher damit zu rechnen, dass neben 
dem Wohnen ausnahmsweise auch andere, zulässige Nutzungen entstehen. Um auch dann 
den tatsächlich notwendigen Stellplatznachweis führen zu können wird eine Gesamtversiege-
lung von 0,7 festgesetzt. Gegenüber der derzeitigen Situation verbessert sich dadurch dennoch 
das Verhältnis von versiegelter zu unversiegelter Fläche zugunsten unversiegelter Bereiche, 
denn bei Umsetzung der Planung lässt sich die Versiegelung von jetzt nahezu 100 % auf 70 % 
der Fläche reduzieren. In WA 2 erklärt sich der höhere zulässige Versiegelungsgrad dadurch, 
dass durch die Festsetzung privater Grünflächen nur die nicht als Grünfläche festgesetzten 
Grundstücksteilflächen als Bezugsgröße für die Berechnung der Gesamtversiegelung herange-
zogen werden können. Eine Begrenzung der Versiegelung auf 0,6 dieser verbleibenden Flä-
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chen würde im Verhältnis zum Rest des Geltungsbereichs und im Vergleich zur bisherigen Si-
tuation eine übermäßige Einschränkung für die betroffenen Eigentümer bedeuten. Die Über-
schreitungsmöglichkeiten für Terrassenüberdachungen gelten nur für Dächer über solchen Ter-
rassen, die zu allen Seiten hin offen sind, d.h. z.B. nicht für Wintergärten. 
 
Dächer von Carport- und Garagenanlagen, die intensiv in der Qualität eines Dachgartens be-
grünt werden, müssen – abzüglich von dort evtl. vorhandenen Terrassenflächen – gar nicht auf 
die befestigten Flächen für Nebenanlagen gem. §19 Abs. 4 BauNVO angerechnet werden.  
 
Die Festsetzungen der maximalen Trauf- und Firsthöhen sowie der Geschossigkeit sind aus der 
Umgebungsbebauung abgeleitet. Dementsprechend liegen die Trauf- und Firsthöhen in WA 2 
niedriger als im übrigen Geltungsbereich. Durch den Geländeverlauf lassen sich aber auch hier 
- je nach konkreter Planung – bis zu II Vollgeschosse realisieren. 
 
Die Festsetzung einer Geschossfläche oder Geschossflächenzahl erübrigt sich, da das Maß der 
baulichen Nutzung durch die Kombination der Festsetzungen über Grundfläche, Anzahl der 
Vollgeschosse sowie die zulässigen Trauf- und Firsthöhen hinreichend begrenzt ist.  
 
5.1.3 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung baulicher Anlagen 

Im Geltungsbereich ist die Errichtung von Einzel- und Doppelhäusern in offener Bauweise zu-
lässig. Dies entspricht insbesondere im Übergangsbereich zum Maudacher Bruch der Umge-
bungsbebauung. In WA 1 und WA 1.1 ist darüber hinaus eine davon abweichende Bauweise in 
Art der ortsüblichen „Haus-Hof-Bauweise“ zulässig.  
 
Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen und Baulinien ergeben 
sich zum einen aus den bestehenden Baukörpern, denen in maßvoller Weise Erweiterungs-
möglichkeiten angeboten werden. Zum anderen sind die Baugrenzen und Baulinien für zukünf-
tige neue Baukörper aus den derzeitigen Bestandsgebäuden (landwirtschaftliches Anwesen) 
bzw. dem Straßenbild abgeleitet. Insbesondere durch die Festsetzung der Baulinien an der 
Maudacher Straße soll die typische straßenrandständige Bebauung fortgeführt werden. Dabei 
wird die Baulinie entlang der Maudacher Straße 1 m hinter die bisherige Straßenrandbebauung 
gelegt. So soll bei Abgang bestehender Gebäude im Zuge zukünftiger Neubaumaßnahmen die 
Möglichkeit geschaffen werden, die sehr schmalen Gehwege großzügiger zu gestalten. Beste-
hende, zulässigerweise errichtete Gebäude genießen davon unabhängig Bestandsschutz. 
 
Eine Überschreitung der Baugrenzen durch untergeordnete Bauteile ist in begrenztem Umfang 
möglich, da der Größeneindruck der Gebäudekubatur auch dann gewahrt bleibt. Auch über-
dachte Terrassen dürfen die Baugrenzen unter folgenden Umständen überschreiten: Das fest-
gesetzte, begrenzende Maß der Gesamtversiegelung wird eingehalten, die Überdachung bleibt 
allseitig offen, festgesetzte „Private Grünflächen“ sind von der Überschreitung nicht betroffen.   
 
5.1.4 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Pro Wohngebäude sind grundsätzlich maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Werden Doppelhäu-
ser errichtet, ist pro Doppelhaushälfte nur 1 Wohneinheit zulässig. Im Bereich des ehemaligen 
landwirtschaftlichen Betriebs sollen ausnahmsweise auch 4 Wohnungen pro Gebäude zulässig 
sein. Hier erscheint es bei Überplanung des gesamten Betriebsgeländes auch dann möglich, 
den geforderten Stellplatznachweis zu führen und gleichzeitig alle anderen Festsetzungen des 
Bebauungsplans einzuhalten. 
 
5.1.5 Garagen und Stellplätze 

In privaten Grünflächen dürfen keine Stellplätze oder Garagen untergebracht werden. Ansons-
ten sind Stellplätze auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Garagen, die unmittel-
bar von der Straße aus angefahren werden sind so weit zurück zu setzen, dass die Garagento-
re mindestens 5 m hinter der dazugehörigen Verkehrsfläche liegen. Dies ermöglicht eine vorge-
lagerte Abstellfläche für ein weiteres Fahrzeug.  
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5.1.6 Verkehrsflächen 

Die festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen bilden im Wesentlichen die vor Ort bereits vor-
handene Situation ab. Entlang der Maudacher Straße soll die vorhandene Verkehrsfläche um 
1m verbreitert werden, um dann bei anstehenden Baumaßnahmen auch den Gehweg verbrei-
tern zu können.  
 
5.1.7 Flächen für Versorgungsanlagen 

Die Technischen Werke Ludwigshafen (TWL) unterhalten im Geltungsbereich eine Ortsnetztra-
fostation zur Versorgung der näheren Umgebung. Sie ist zu erhalten und entsprechend festge-
setzt. 
 
5.1.8 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

Im Geltungsbereich befinden sich Kanäle und Leitungen, die auch weiterhin benötigt werden. 
Entsprechend werden Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Versorger festgesetzt. 
Dies bildet die Grundlage für die privatrechtliche bzw. öffentlich-rechtliche Sicherung der ent-
sprechenden Rechte zugunsten des Ver- bzw. Entsorgungsunternehmens oder bildet bereits 
vorhandene Rechte im Bebauungsplan ab.  
 
Des Weiteren wird in WA 2 ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsor-
gungsunternehmen sowie der Anlieger in WA 2 festgesetzt. Dies sichert die Erschließung der 
Neubebauung in WA 2. Eine privatrechtliche bzw. öffentlich-rechtliche Sicherung wird mit dieser 
Festsetzung vorbereitet.  
 
5.1.9 Private Grünflächen 

Der Geltungsbereich liegt südlich des Maudacher Bruchs. Im Übergangsbereich zum Land-
schaftsraum sollen unverbaute, begrünte Gartenflächen dauerhaft gesichert werden. In Verbin-
dung mit den im benachbarten Bebauungsplan Nr. 535a „Südlich der Kirche“ festgesetzten pri-
vaten Grünflächen/Gartenflächen entstehen bzw. verbleiben zusammenhängende, private 
Grün-/Gartenflächen, die mit dem Naturraum „Maudacher Bruch“ verbunden sind. Die Grünflä-
chen sind von Bebauung im Wesentlichen freizuhalten. Auch Aufschüttungen sind nur in gerin-
gem Umfang und mit Zustimmung der betroffenen Behörden zulässig. Ausnahmsweise dürfen 
innerhalb der festgesetzten Grünflächen nur solche baulichen Nebenanlagen errichtet werden, 
die der Nutzung der Grünfläche als Garten dienen. Voraussetzung ist die Einhaltung der festge-
setzten maximalen Größen und die Vorlage unter Umständen notwendiger wasserrechtlicher 
Genehmigungen. Darüber hinaus sind auf den privaten Grünflächen nur Einfriedungen in Form 
von Hecken bzw. in Hecken integrierte Zäune zulässig (-> 5.2.3) soweit wasserrechtliche Be-
lange nicht entgegenstehen (-> 5.4). 
 
5.1.10 Passive Schallschutzmaßnahmen 

Der Geltungsbereich wird im Süden durch die Maudacher Straße begrenzt. Im südlichen Teil 
des Geltungsbereichs ist daher mit Verkehrsbelastungen zu rechnen, die Schallschutzmaß-
nahmen erforderlich machen.  
 
In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet wurde 2017 im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
Nr. 436 b „Maudacher Straße / Im kurzen Winkel“ bereits eine schalltechnische Untersuchung 
[5] durchgeführt. Das untersuchte Plangebiet ist sowohl hinsichtlich seiner Lage als auch bzgl. 
der vorhanden Randbedingungen vergleichbar mit dem aktuell zu betrachtenden Bereich. Aus 
den Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung aus 2017 lassen sich daher Rückschlüs-
se für das aktuelle Planverfahren und die hier notwendigen Festsetzungen ziehen. 
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Ergänzend wurde ausgehend von einer täglichen Verkehrsbelastung von 7518 KfZ/24 h (für das 
Prognosejahr 2030) basierend auf den Lärmschutz-Richtlinien RLS-90 eine überschlägige 
Schallermittlung für den südlichen Teil des Geltungsbereichs Nr. 535 h durchgeführt. Topografi-
sche Eigenheiten, mögliche Abschirmungen oder die geplante und vorhandene Bebauung wur-
den dabei nicht berücksichtigt. Betrachtet wurde die freie Schallausbreitung. 
 
Es hat sich gezeigt, dass entlang der Straße Lärmbelastungen von bis zu 68 db (A) am Tag und 
58 db (A) in der Nacht zu erwarten sind. Mit zunehmender Entfernung zur Straße nimmt die 
Lärmbelastung zwar ab, liegt aber erst bei einer Entfernung von etwa 75 m in einem Bereich, in 
dem die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 db (A) am Tag 
und 45 dB( A) in der Nacht eingehalten sind. 
 
Infolge dieser Ergebnisse und nach Abgleich mit den Ergebnissen und Festsetzungsvorschlä-
gen aus dem Gutachten aus 2017 ergeben sich 4 Zonen mit unterschiedlichen Lärmpegelberei-
chen in Abhängigkeit von der Entfernung zur Maudacher Straße und entsprechende Schall-
schutzanforderungen. 
 
5.1.11 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

Diese Festsetzungen dienen der Minimierung der mit den baulichen Anlagen verbundenen Ein-
griffe in Natur und Landschaft und sollen die üblichen Mindeststandards im Gebiet sicherstellen.  
So sollen bei künftigen Bauvorhaben die nicht überbauten und nicht überbaubaren Grundstücks 
teile begrünt und bepflanzt, Flachdächer von Garagen, Carports und Nebengebäuden begrünt 
sowie Stellplätze, Zufahrten und Zuwege mit wasserdurchlässigen Belägen befestigt werden. In 
Nähe des Brühlgrabens, sind nur heimische Gehölze und Pflanzungen erlaubt. 
 
5.2 Örtliche Bauvorschriften 

5.2.1 Anzahl der Stellplätze 

Die Festsetzung dient dem planerischen Ziel, den entstehenden Wohnhäusern eine ausrei-
chende, den echten Bedarf möglichst vollständig abdeckende, Anzahl an privaten PKW-

ca. 100 m 

Schalltechnische Untersuchung 
(B-Plan Nr. 436 b) 

zu betrachtender Bereich 
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Stellplätzen zuzuordnen. Es sind mindestens 2 Stellplätze je Wohneinheit herzustellen, die 
auch hintereinander angeordnet werden dürfen, wenn sie ein und derselben Wohnung zuzu-
ordnen sind. Da es in der näheren Umgebung des Plangebiets bereits heute keine Stellplatzre-
serven im öffentlichen Raum gibt und im Maudacher Ortskern insgesamt erhöhter Parkdruck 
herrscht, sind auch in Mehrfamilienhäusern 2 Stellplätze je Wohneinheit nachzuweisen. 
 
5.2.2 Dachformen 

Ein wesentliches Gestaltungselement eines Baukörpers ist das Dach. Seine Form, sein Volu-
men und seine Ausrichtung prägen nicht zuletzt das Straßenbild. In Anlehnung an die Be-
standsbebauung werden Satteldächer mit auf die unmittelbare Umgebung abgestimmten Dach-
neigungen festgesetzt. Während direkt an der Maudacher Straße steile, symmetrische Sattel-
dächer mit Giebel zu Straße gefordert werden, sind hin zum Maudacher Bruch wie bei den vor-
handenen Bestandsgebäuden auch flacher geneigte, nicht zwingend symmetrische Satteldä-
cher zulässig. Die Firstrichtung wird nur im Bereich der ehemaligen Hofstelle geregelt. Hier soll 
die bisherige Haus-Hofbebauung durch straßenrandständige, giebelständige Gebäude in erster 
und traufständige Gebäude in zweiter Reihe nachempfunden werden. Eine solche Regulierung 
ist im sich nördlich anschließenden Bereich nicht notwendig, weil hier bereits heute unterschied-
liche Dachausrichtungen vorzufinden sind. 
 
Um den einzelnen Bauherren eine individuelle Ausnutzung und Gestaltung des Dachraums zu 
ermöglichen, sind Dachaufbauten und Dacheinschnitte bei Einhaltung des festgesetzten Rah-
mens zulässig. 
 
5.2.3 Einfriedungen und Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 

Festsetzungen zu Einfriedungen werden in unterschiedlicher Weise getroffen. Zur Maudacher 
Straße hin, soll die geschlossen wirkende klassische Haus-Hof-Bauweise mit dem Wechsel von 
Häusern, Toren, Mauern und Nebengebäuden nachempfunden werden, während entlang der 
Kurzweil weniger einheitliche Anforderungen gestellt werden. In den festgesetzten privaten 
Grünflächen sind nur Hecken und in Hecken integrierte Zäune zulässig. Hin zum Brühlgraben 
werden Festsetzungen getroffen, die zwar eine Einfriedung erlauben, den Übergang zur freien 
Landschaft aber so offen wie möglich halten: Zulässig sind Einfriedungen in Form einer, dem 
Landschaftsraum angemessenen Hecke und, wenn die unter Umständen erforderliche wasser-
rechtliche Genehmigung erteilt wird, die Errichtung eines in die Hecke integrierten Zauns. Die 
Vorgartenregelung dient dazu, diese Zone vor vollständiger Versiegelung, z.B. durch Stellplät-
ze, zu bewahren. 
 
5.3 Kennzeichnungen 

Rund um die St. Michaelskirche befindet sich eine unter Schutz gestellte Denkmalzone. Ein 
kleiner Teil dieser Zone ragt in den Geltungsbereich hinein und wurde nachrichtlich in die Plan-
zeichnung übernommen. Ein baulicher Eingriff in diesem Bereich ist nicht vorgesehen. 
 
5.4 Hinweise 

Im Zusammenhang mit Baumaßnahmen zu beachtende sonstige – vom Bauplanungsrecht un-
abhängige – gesetzliche Vorschriften und Voraussetzungen wurden als Hinweise in den Textteil 
des Bebauungsplanes aufgenommen, um Bauherren auf diese Zusammenhänge aufmerksam 
zu machen.   
Beispielhaft genannt sei hier der Hinweis auf den entlang des Brühlgrabens verlaufenden „Ge-
wässerrandstreifen“ und das natürlich vorkommende Radonpotenzial. Während durch den Hin-
weis auf den Gewässerrandstreifen insbesondere die biologische Wirksamkeit und der Schutz 
des Brühlgrabens in den Blick der Bauherren gebracht werden sollen, ergeht der Radonhinweis 
aufgrund der Stellungnahme des Landesamts für Geologie und Bergbau, das im Rahmen der 
Behördenbeteiligung auf ein lokal möglicherweise erhöhtes, seltener hohes Radonpotential im 
Plangebiet hingewiesen hat. Zur Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des 
einzelnen Bauplatzes wird seitens des Landesamts dringend empfohlen, orientierende Radon-
messungen in der Bodenluft vorzunehmen (-> 9.1.7). 
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6 WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

6.1 Landwirtschaft/Verkehr 

Der im Geltungsbereich vorhandene Landwirtschaftliche Betrieb wurde bereits vor einiger Zeit 
aufgegeben. Ziel ist es eine Nachnutzung zu finden, die nicht nur eine wirtschaftliche Verwer-
tung des Anwesens dauerhaft sichert, sondern auch in direkter Nachbarschaft zur vorhandenen 
Wohnnutzung funktioniert. Da in Maudach insbesondere eine seit Jahren andauernde Nachfra-
ge nach Wohnraum besteht, wird in der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets mit der 
ausnahmsweisen Zulässigkeit bestimmter anderer, das Wohnen nicht störende Nutzungen eine 
gute Möglichkeit gesehen, dieses Ziel zu erreichen. 
 
Die zukünftig zu erwartenden / möglichen Nutzungen in diesem Bereich lassen ein Verkehrs-
aufkommen erwarten, mit dem auch bei Weiterführung eines landwirtschaftlichen Betriebs hätte 
gerechnet werden müssen.  
 
6.2 Naturschutzbelange / Landespflege 

Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innentwicklung. Eventuelle Eingriffe gelten als 
bereits erfolgt und müssen nicht ausgeglichen werden. Der Bebauungsplan ermöglicht Nut-
zungsdichten, die nicht über das bisher zulässige Maß hinausgehen. Im Bereich des ehemali-
gen landwirtschaftlichen Betriebs wird die Versiegelung zukünftig auf 60 % bzw. 70% be-
schränkt, während diese heute nahezu 100 % beträgt. Hin zum Brühlgraben werden zudem 
durch die Festsetzung privater Grünflächen dauerhaft Freiflächen gesichert. 
 
6.3 Klimaschutz und Klimavorsorge 

Eingriffe in stadtklimatisch bedeutsame Flächen, die nicht bereits heute möglich sind, ergeben 
sich in Folge der Planung nicht. Die im Rahmen der Planung gestellten Anforderungen zur Be-
grünung und Maximalversiegelung, aber auch die Festsetzung privater Grünflächen wirken sich 
positiv auf bestimmte klimatische Aspekte aus, etwa indem die Aufheizung von Flächen redu-
ziert wird bzw. größere zusammenhängende Freiflächen dauerhaft gesichert werden.  
 
Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zur Nutzung regenerativer Energien. Die Stellun-
gen der Baukörper sowie die Dachformen und -neigungen ermöglichen jedoch die Nutzung von 
Sonnenenergie. Auch ansonsten werden durch den Bebauungsplan die Nutzung regenerativer 
Energien oder sonstige bauliche Maßnahmen zum Klimaschutz weder ausgeschlossen noch in 
maßgeblicher Weise erschwert. 
 

7 ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE  

7.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB 

Da es sich um ein beschleunigtes Verfahren handelt, wurde keine formale Beteiligung nach § 3,  
Abs. I BauGB durchgeführt.  
 
Davon unabhängig hatte die Öffentlichkeit vom 07. Januar 2013 bis zum 18. Januar 2013 die  
Möglichkeit sich bei der Stadtplanung über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung zu  
informieren. Es gingen keine Anregungen ein. 
 
Die von der Planung betroffenen Grundstückseigentümer wurden darüber hinaus im Rahmen  
informeller Gespräche frühzeitig über die Ziele und Inhalte der Planung informiert. Ihre Anre- 
gungen sind in die Planung eingeflossen.  
 
7.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 (2) BauGB  

Die Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB erfolgte mittels Übersendung des Entwurfs des Bebau-
ungsplans samt Entwurf der Begründung. Den Beteiligten wurden 30 Tage zur Stellungnahme 
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eingeräumt. Die Anregungen finden sich in Anlage 9.1. Sie werden entsprechend der folgenden 
Stellungnahmen der Verwaltung behandelt: 
 
Stellungnahme zu Anregungen der Deutschen Telekom Technik GmbH (Anlage 9.1.1) 
Die getroffene Festsetzung von Leitungsrechten zugunsten von Ver-und Entsorgungsunter-
nehmen schafft die planungsrechtliche Voraussetzungen für die Begründung eines Nutzungs-
rechts zugunsten (auch) der Telekom Deutschland GmbH. Davon unberührt wird zur Kenntnis 
genommen, dass darüber hinaus die Notwendigkeit bestehen bleibt, dass konkrete Nutzungs-
recht für die Telekom selbst z.B. über die Bestellung einer beschränkt persönlichen Dienstbar-
keit zu gegebenem Anlass zu begründen.  
 
Stellungnahme zu Anregungen der Direktion Landesarchäologie, Speyer (Anlage 9.1.2) 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ein entsprechender Hinweis im Bebauungsplan 
wurde bereits gegeben.  
 
Stellungnahme zu Anregungen der Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz (Anlage 9.1.3) 
Die Anregungen wurden zur Kenntnis genommen, die Denkmalzone in der Planzeichnung wie 
vorgeschlagen gekennzeichnet.  
 
Stellungnahme zu Anregungen der Kreisverwaltung, Gesundheit / Verbraucherschutz (Anlage 
9.1.4) 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme zu Anregungen der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz (Anlage 9.1.5) 
Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1. Ver- und Entsorgung: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
zu 2. Niederschlagswasserbewirtschaftung: Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Ein Hinweis zum Thema ist im Bebauungsplan unter Hinweis B Wasserrechtliche Belange ent-
halten. 
zu 3. Rheinniederung: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Zu diesem Thema 
ist bereits ein Hinweis im Bebauungsplan enthalten.   
zu 4. Gewässerrandstreifen:  
Der Hinweis „Wasserrechtliche Belange“ wird ergänzt. Es handelt sich dabei um eine nachricht-
liche Übernahme geltender Regelungen. 
zu 5. Stellplätze: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Entsprechende textliche Festsetzungen 
sind im Bebauungsplan enthalten. 
zu 6. Bodenschutz: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Eine Änderung der Planung aufgrund der 
Stellungnahme der SGD Süd ist nicht erforderlich. 
 
Stellungnahme zu Anregungen der TWL AG (Anlage 9.1.6) 
zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und finden entsprechend Beachtung. Die 
Planzeichnung wurde im Bereich FlStNr. 269/24 wie angeregt ergänzt. Die textlichen Festset-
zungen waren bereits formuliert und sind im B-Plan-Entwurf enthalten. Eine darüber hinausge-
hende Regelung ist nicht erforderlich.  
 
Stellungnahme zu Anregungen des Landesamts für Geologie und Bergbau (Anlage 9.1.7) 
zu Radonprognose: Es wird ein entsprechender Hinweis auf Radon in den Bebauungsplan auf-
genommen. 
Im Übrigen werden die Hinweise zur Kenntnis genommen. 
 
Nach Durchführung der Trägerbeteiligung wurde der Planentwurf noch einmal geändert. Zum 
einen wurde auf Anregung des Ortsbeirats in einem zuvor als „Mischgebiet“ vorgeschlagenen 



 
Gopalan Susanne - 20 - Stand: 02/04/2019 
 

Teilbereich des Geltungsbereichs „Allgemeines Wohngebiet“ vorgeschlagen, zum anderen wur-
den Leitungsrechte entsprechend der Rückmeldung aus der ersten Phase der Trägerbeteili-
gung in die Planzeichnung übernommen. Die beteiligten Träger öffentlicher Belange hatten 
deshalb noch einmal Gelegenheit sich während der Dauer der Offenlage (-> 7.3) zu den geän-
derten bzw. ergänzten Teilen der Planung gemäß § 4a (3) BauGB zu äußern. Es gingen zwei 
Schreiben des Landesamtes für Geologie und Bergbau und der Direktion Landesarchäologie 
ein (-> 9.2.1 und 9.2.2). Da die Anregungen nicht über die bereits in der ersten Beteiligungs-
phase vorgebrachten Belange hinausgehen, wird auf die Stellungnahmen zu 9.1.2 und 9.1.7 
verwiesen. 
 
7.3 Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

Vor Offenlage der Planung wurde der Ortsbeirat Maudach in öffentlicher Sitzung am 22. März 
2018 und am 20. September 2018 informiert. Die Offenlage wurde im Amtsblatt Nr. 61/2018 am 
31. Oktober 2018 ortsüblich bekanntgemacht. Die Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte 
mittels öffentlichen Aushangs des Entwurfs des Bebauungsplans samt Entwurf der Begründung 
bei der Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Rathausplatz 20, im 3. Obergeschoss, 
Zimmer 301. Die Offenlage dauerte vom 12. November 2018 bis zum 12. Dezember 2018. Der 
Bebauungsplanentwurf samt Entwurf der Begründung war zeitgleich mit der Offenlage auch im 
Internet einsehbar.  
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sind keine Anregungen eingegangen. 
 
7.4 Zusammenfassung der Abwägung 

Für die Planung spricht: 

 Es wird die Möglichkeit geschaffen, die zukünftige städtebauliche Entwicklung der aufgege-
benen Hofstelle, entsprechend der starken Nachfrage nach Wohnraum im Maudacher Orts-
kern zu steuern. 

 Dabei wird durch die Festlegung der Baufenster entlang der Maudacher Straße insbesonde-
re der festgelegten Gebäudestellung auf einen Erhalt bzw. eine Fortführung der ortstypi-
schen, straßenrandständigen Bebauung geachtet. 

 Durch das Festlegen der Baulinie wird die bisherige Bauflucht entlang der Straße um einen 
Meter nach Norden verschoben. Dies ermöglicht zukünftig die Schaffung eines breiteren 
Gehwegs.  

 Im Bereich der Hofstelle wird der zukünftige Versiegelungsgrad von derzeit 100% auf 60% -
70% zurückgeführt. 

 Es werden in verträglicher Weise Nachverdichtungsmöglichkeiten im Ortskern geschaffen. 

 Die großzügigen Gärten / Freiflächen auf den privaten Wohnbaugrundstücken werden dau-
erhaft gesichert. 

 
Gegen die Planung spricht: 

 Die Nachnutzungsmöglichkeiten für die aufgegebene Hofstelle werden auf das Wohnen 
konzentriert. Andere Nachnutzungen sind nur in eingeschränkterer Weise als bisher mög-
lich. 

 Durch die Festsetzung einer Maximalversiegelung im Bereich der bisherigen Hofstelle redu-
ziert sich hier der „Ausnutzungsgrad“ bzw. die mögliche zu befestigende/überbaubare Flä-
chen. 

 Die zukünftig frei werdenden „neuen“ Verkehrsflächen (Gehweg) müssen von der Stadt zu 
gegebener Zeit erworben und die Herstellungskosten für den Gehweg von der Stadt getra-
gen werden. 

 Bisheriges Gartenland zwischen Maudacher Bruch und St-Michael- Kirche wird in einem 
Teilbereich zu Bauland, was zu einer entsprechenden zusätzlichen Versiegelung im Gel-
tungsbereich führt. 
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Abwägung der Belange 
 
Nachdem die Hofstelle im Plangebiet bereits seit einiger Zeit aufgegeben wurde, muss eine 
städtebaulich verträgliche, aber auch für den Eigentümer der Flächen wirtschaftlich akzeptable 
Nachnutzung gefunden werden: Durch die getroffenen Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung („Allgemeines Wohngebiet“) werden einige, ohne Überplanung des Areals noch mögli-
che, gewerbliche Nutzungen zwar ausgeschlossen, jedoch wäre auch heute bereits bei neuen 
Anträgen auf die Verträglichkeit mit der bestehenden Wohnnutzung in der Nachbarschaft zu 
achten. Gleichzeitig legt die hohe Nachfrage nach Wohnraum in Maudach nahe, dass auch bei 
einer Fokussierung auf das Wohnen zügig eine Verwertungsmöglichkeit des ehemaligen land-
wirtschaftlichen Betriebs gefunden werden wird. Der weitgehende Ausschluss gewerblicher 
Nutzungen für die Zukunft ist insbesondere der Tatsache geschuldet, dass bereits heute im 
unmittelbaren Umfeld der Hofstelle ein sehr hoher Parkdruck besteht. Vor allem aus der Ortspo-
litik war im Rahmen des Planverfahrens die Befürchtung vorgetragen worden, dass sich diese 
Situation bei Hinzukommen weiterer gewerblicher Nutzungen – insbesondere solcher mit Kun-
denverkehr – weiter verschärfen könnte. Vorteil einer überwiegenden Wohnnutzung ist auch, 
dass mögliche Nutzungskonflikte zwischen bestehender Wohnnutzung und zukünftigen neuen 
Nutzungen vermieden werden. 
 
Um eine zeitgemäße und umweltverträgliche städtebauliche Entwicklung zu begünstigen wird 
die Ausnutzungsdichte begrenzt, insbesondere im Bereich der Hofstelle zukünftig sogar redu-
ziert. Während die festgesetzten Nutzungsdichten im restlichen Geltungsbereich nämlich im 
Grundsatz den Bestand abbilden, werden diese auf dem ehemaligen Hofgelände deutlich ver-
ringert. Die heutige – auch durch die frühere Nutzung bedingte – 100% Versiegelung wird so in 
der Zukunft nicht mehr zulässig sein. Dies bringt jedoch, wenn man die zukünftig zulässige 
Wohnnutzung in den Blick nimmt, für den Eigentümer der Flächen keine erkennbaren Nachteile. 
Denn zu einer attraktiven, vermarktbaren Wohnnutzung gehören auch Freiflächen. Eine Erhö-
hung der Ausnutzungsmöglichkeiten ergibt sich lediglich im Nordwesten des Geltungsbereichs. 
Dies entspricht aber der städtebaulichen Zielsetzung in Nähe des Ortszentrums neuen Wohn-
raum in verträglicher Weise bereitzustellen. Dabei wird die Umweltverträglichkeit der Nachver-
dichtung durch die Regelungen zur Freihaltung / Festsetzung privater Grünflächen in einem 
verantwortlichen Maß gehalten. Dies zeigt sich auch dadurch, dass nicht jede rechnerisch bzw. 
flächenmäßig vorhandene Nachverdichtungsmöglichkeit, z.B. im Bereich bisheriger Gärten voll 
ausgenutzt wurde. 
 
Um beim Abgang von Bestandsgebäuden, die der städtebaulichen Typik im Maudacher Orts-
kern entsprechen, zu vermeiden, dass das Ortsbild nachhaltig gestört wird, wurden Baufenster 
festgelegt die die Aufnahme bisheriger Strukturen auch in Zukunft sichern. Derartige Regelun-
gen sind entlang der Maudacher Straße von höherem Gewicht als entlang der Kurzweil, da die 
Bebauung hier wesentlich stärker auf das Ortsbild einwirkt als in der zum Maudacher Bruch 
hinführenden Seitenstraße. 
 
Kommt es zum Abgang an der Maudacher Straße stehender Gebäude, soll seitens der Stadt 
die Möglichkeit genutzt werden, Flächen anzukaufen, um die geringe Gehwegbreite auf ein den 
heutigen Standards entsprechendes Maß zu bringen. Zu diesem Zweck ist eine Baulinie festge-
setzt, die die Bebauungsmöglichkeiten des bisherigen Grundstückseigentümers minimal ein-
schränkt und den Zugriff der Stadt auf diese Flächen zu gegebener Zeit erleichtert. Die Stadt 
muss die nicht mehr zur Bebauung zur Verfügung stehenden Fläche vom Eigentümer erwerben 
und die für Ankauf und Herstellung des Gehwegs entstehenden Kosten übernehmen. Diese 
Ausgaben liegen jedoch erwartbar nicht über denen, die in den vergangenen Jahren auch an-
gefallen sind bzw. zukünftig anfallen würden, wenn private Bauherren Abriss- und anschließen-
de Neubauten entlang der Maudacher Straße (oder anderer Straßen mit zu geringen Gehweg-
breiten) durchgeführt haben bzw. durchführen. Regelmäßig wird in solchen Fällen seitens der 
Stadt der Versuch übernommen, für die Herstellung zeitgemäßer Gehwege Flächen zu erwer-
ben. Dies kann jedoch – ohne Bebauungsplan – nicht immer durchgesetzt werden, wenn der 
Bauherr dem – auch bei entsprechendem finanziellem Ausgleich durch die Stadt (der mit oder 
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ohne Bebauungsplan in jedem Fall für zuvor bebaute Flächen zu leisten ist) – aus unterschied-
lichen Gründen nicht zustimmt. 
 
Nach Abwägung aller Belange ist denen, die für die Planung sprechen, der Vorrang einzuräu-
men. 
 

8 UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

8.1 Bodenordnung 

Es sind keine bodenordnenden Maßnahmen durchzuführen. 
 
8.2 Kosten 

Der Bebauungsplan 535 h setzt entlang der Maudacher Straße eine Baulinie fest, die 1 m hinter 
der bisherigen Gehweghinterkante liegt. Sobald es in diesem Bereich zum Abgang bestehender 
Gebäude kommt, soll die Fläche zwischen bisheriger Gehweghinterkante und festgesetzter 
Baulinie von der Stadt erworben und der Straßenverkehrsfläche (hier: Gehweg) zugeschlagen 
werden. Ziel ist die Schaffung angemessener Gehwegbreiten in diesem Bereich. Die für An-
kauf/Anlage/Ausbau des Gehwegs anfallenden Kosten sind von der Stadt zu tragen. 
 
Es muss mit Kosten von insgesamt 
 
ca. 10.000 Euro gerechnet werden. 
 
Die Summe ergibt sich zu je etwa der Hälfte aus Ankauf bzw. Ausbau. 
 
 
8.3 Fläche 

Das Plangebiet ist ca. 9.000 m² groß.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________ 
Bereich Stadtplanung 
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9 ANLAGEN  

9.1 Anregungen der Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 

Beteiligung mit Schreiben vom 05. Juli 2018 
 
9.1.1 Schreiben Deutsche Telekom 
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9.1.2 Schreiben Direktion Landesarchäologie
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9.1.3. Schreiben GDKS; Direktion Landesdenkmalpflege
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9.1.4 Schreiben Rhein-Plalz-Kreis /Gesundheit und Verbraucherschut
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9.1.5 Schreiben SGD, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz
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9.1.6. Schreiben  TWL 
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9.1.7 Schreiben Landesamt für Geologie und Bergbau
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9.2 Anregungen im Rahmen der nochmaligen Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) BauGB 

9.2.1 Schreiben vom Landesamt für Geologie und Bergbau 
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9.2.2 Schreiben der Direktion Landesarchäologie 
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